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Neue Werkrealschule erfordert mehr Flexibilität

Bildungskonzepte nach Maß statt Einheitslösung

Stuttgart.   Der Gemeindetag verlangt mehr Flexibilität bei der Einführung der neuen Werkrealschule. „Die neue Werkrealschule ist ein pädagogisches Projekt, kein Rechenexempel“, sagte Gemeindetagspräsident Roger Kehle. Der Gemeindetag warnt vor einem Kahlschlag in der Schullandschaft.

Entwicklung zur Werkrealschule fördern

„Wir brauchen maßgeschneiderte Bildungskonzepte. Diese können nur unter Führung der kommunalen Schulträger entstehen“, sagte Kehle. „Eine Einheitslösung für alle nach starren Vorgaben wird nicht funktionieren.“ Die Werkrealschulen neuen Typs müssten organisch aus den bestehenden und oft sehr gut arbeitenden Hauptschulen entwickelt werden. Deren Erfolgsrezept sei eine stark auf individuelle Förderung gerichtete Pädagogik und ihre Verwurzelung im örtlichen Kultur- und Wirtschaftsleben. Diese Stärken müssten in die Werkrealschulen übernommen werden.

Die Landesregierung wolle den Klassenteiler bis 2016 auf 28 Schüler senken. Bereits heute müsse sich die Mindestschülerzahl für Werkrealschulen an dieser Größe orientieren, fordert der Gemeindetag. „Die Zukunft beginnt heute“, sagte Kehle.

Kooperation an verschiedenen Standorten

Eine neue Werkrealschule müsse auch an mehreren Standorten möglich sein. Wo die Forderung des Landes nach Zweizügigkeit nur verteilt auf mehrere Standorte zu realisieren sei, müssten die personellen und organisatorischen Voraussetzungen dafür geschaffen werden. „Pädagogisch und wirtschaftlich vernünftige Kooperationsformen dürfen nicht ausgeschlossen werden“, verlangte der Gemeindetagspräsident. Es sei nicht vertretbar bei insgesamt rückläufiger Schülerzahl neue Schulen zu bauen, statt die vorhandenen Räume zu nutzen, so Kehle.

Schulen seien ein wichtiger kultureller Standortfaktor. Bildungsangebote seien für Familien neben dem Arbeitsplatz das wichtigste Kriterium für die Wahl des Wohnorts. „Die rückläufige Jahrgangsstärke ist eine demografische Realität. Sie darf aber nicht zu einem rigorosen Kahlschlag in der Schullandschaft führen“, forderte Kehle.

Bestandsschutz für einzügige Hauptschulen mit Werkrealschulzug

Der Gemeindetag verlangt darüber hinaus einen Bestandsschutz für das 10. Schuljahr an einzügigen Hauptschulen, auch wenn die Mindestschülerzahl von 16 nicht mehr erreicht werden kann. Auch die Kooperation einzügiger Hauptschulen mit benachbarten Realschulen müssten eine Option bleiben.

Schulämter müssen sich aktiv beteiligen

Von der Schulverwaltung erwarte der Gemeindetag eine konstruktive Mitwirkung an örtlichen und interkommunalen Planungen. Für das Lehrpersonal müsse es Übergangslösungen geben, die Schulkooperationen erleichtern. „Das ist der Testfall für die wieder aus den Landratsämtern ausgegliederten Schulämter“, sagte Kehle. „Hier muss sich zeigen, ob es trotz Rücknahme der Verwaltungsreform zu der erforderlichen engen Zusammenarbeit kommt und akzeptable Ergebnisse zu erzielen sind.“

Umfassende Bildungskonzepte gefragt

Nicht nur bei der Weiterentwicklung der Hauptschule zur Werkrealschule komme auf Städte und Gemeinden eine große Herausforderungen zu. „Es gilt, die kommunale Bildungslandschaft zu gestalten“, sagte Kehle. Das reiche weit über ihre bisherige Rolle als Schul- und Kindergartenträger hinaus. Städte und Gemeinden seien aufgefordert, durchgehende Konzepte für Bildung und familienergänzende Betreuung in Krippen, Kindergärten und Grundschulen zu erarbeiten. „Damit werden Grundlagen für weiter führende Bildungsangebote geschaffen“, erklärte Kehle.
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